
Bundessozialgericht

7 R“ “6/8” lm Namen des Volkes

Verkündet am ' _22. August 1984 Urteil

in dem Rechtssheü

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 22. August 1984

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Bremen vom 19. April 1983 - L 5 Ar 32/82 _

aufgehoben, soweit es die Berufung des Klägers gegen das

Urteil des Sozialgerichts Bremen vom 14. September 1982

als unbegründet zurückgewiesen und über die außergericht—

lichen Kosten entschieden hat.

In diesem Umfange wird die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e

Der Rechtsstreit betrifft die Rückforderung von 1.228,51 DM

überzahlter Arbeitslosenhilfe (Alhi).

Die Beklagte bewilligte dem 1916 geborenen Kläger ab U. Dezember

1978 Alhi, und zwar zunächst nach einem wöchentlichen Arbeits—

entgelt von 3”5,-— DM und der Leistungsgruppe C; der Leistungs-

satz betrug 154,20 DM wöchentlich (Bescheid vom 21. Dezember

1978). Ab 1. Januar 1979 erhöhte sich der Leistungssatz auf

156,-— DM. Ab 1. Februar 1979 legte die Beklagte nach den Fest-

stellungen des Landessozialgerichts (LSG) ein wöchentliches Ar—

beitsentgelt von N60‚—- DM zugrunde; der Leistungssatz betrug

nunmehr 199,20 DM wöchentlich. Ob die Beklagte eine entsprechende

Bewilligung ausgesprochen hat, hat das LSG nicht festgestellt.

Einen im November 1979 erhobenen Widerspruch, mit dem der Kläger

geltend machte, daß von einem höheren Arbeitsentgelt auszugehen

sei, hat die Beklagte wegen Verspätung als un2ulässig verworfen

(1. Widerspruchsbescheid vom 10. November 1980); über die des-

wegen vom Kläger erhobene Klage ist bislang noch nicht entschie-

den worden (Sozialgericht -SG_ Bremen 8 13 Ar 272/80).

Ab 4. Dezember 1979 bewilligte die Beklagte die Alhi nach einem

wöchentlichen Arbeitsentgelt von 480‚—- DM in Höhe von 206‚U0 DM
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wöchentlich (Bescheid vom 7. Dezember 1979). Den Widerspruch,

mit dem der Kläger wiederum höhere Leistungen geltend machte,

wies die Beklagte als unbegründet zurück (2. Widerspruchsbe-

scheid vom 10. November 1980); über die vom Kläger erhobene

Klage ist bislang noch nicht entschieden werden (SG Bremen S 13

Ar 273/80).

Nachdem die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte dem Kläger

mit Bescheid vom 9. Mai 1980 ab 1. Januar 1980 vorzeitiges

Altersruhegeld gewährt hatte, hob die Beklagte die Alhi-Bewil-

ligung ab 1. Januar 1980 auf und forderte M.002‚H7 DM an für die

Zeit vom 1. Januar bis 21. Mai 1980 zu Unrecht gezahlter Alhi

zurück (Bescheid vom M. Juni 1980, 3. Widerspruchsbescheid vom

10. November 1980). Auch über die deswegen vom Kläger erhobene

Klage ist noch nicht entschieden werden (SG Bremen S 13 Ar

274/80).

Durch den im vorliegenden Rechtsstreit streitigen Bescheid vom

18. Juli 1980 hob die Beklagte die Alhi-Bewilligung für die Zeit

vom 25. Oktober bis 31. Dezember 1979 in Höhe von 6ü‚96 DM

wöchentlich und vom 3. bis 28. Januar 1980 in Höhe von 93,98 DM

wöchentlich wegen anzurechnenden Einkommens der Ehefrau des Klä—

gers auf und forderte einen Betrag von insgesamt 972,5“ DM zu-

rück; gleichzeitig leitete die Beklagte den Anspruch auf vorge—

zogenes Altersruhegeld in Höhe von 305,U7 DM auf den Bund über

und gestattete dem Kläger für den Restbetrag Ratenzahlung, und

zwar in Höhe von 50,-- DM monatlich ab 1. September 1980. Vor

Erlaß dieses Bescheides hatte die Beklagte dem Kläger im März
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1980 mitgeteilt, daß sie beabsichtige, die 972,5“ DM zurückzu-

fordern, weil der Kläger das Einkommen seiner Ehefrau nicht an-

gezeigt und hierdurch die Überzahlung bewirkt habe. Den Wider-

spruch des Klägers wies die Beklagte durch Widerspruchsbescheid

vom U. September 1980 zurück; gleichzeitig erhöhte sie die an-

gefochtene Aufhebung und Rückforderung, indem sie für die Zeit

vom 25. Oktober bis 31. Dezember 1979 den Rückforderungsbetrag

von 627,95 DM auf 883,92 DM (= 91,HA DM wöchentlich) erhöhte und

nunmehr insgesamt 1.228,51 DM (= 883,92 DM + 3AA‚59 DM) zurück-

forderte.

Die dagegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg (Urteil des SG

vom 14. September 1982). Die Berufung hat das LSG als unzulässig

verworfen, soweit sich die Berufung gegen die von der Beklagten

verfügte teilweise Aufhebung der Leistungsbewilligung für die

Zeit vom 25. Oktober bis 31. Dezember 1979 und vom 3. bis

28. Januar 1980 richtete; im übrigen hat das LSG die Berufung

als unbegründet zurückgewiesen (Urteil vom 19. April 1983)-

Zur Begründung seiner Entscheidung hat das LSG ua ausgeführt,

soweit die Beklagte einen Rückforderungsanspruch über 1.228,51 DM

geltend mache, sei die Berufung gemäß 8 1u9 Sozialgerichtsgesetz

(SGG) zulässig, aber nicht begründet. Die Aufhebung und Neufest-

stellung von Leistungen und deren eventuelle Rückforderung be-

stimmten sich seit dem 1. Januar 1981 für noch nicht rechts—

kräftig abgeschlossene Verfahren einheitlich nach den 55 M8, 50

Sozialgesetzbuch — Verwaltungsverfahren - (SGB X}. Gemäß 5 50

Abs 1 SGB X seien erbrachte Leistungen zu erstatten, soweit ein
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Verwaltungsakt aufgehoben worden sei. Wegen der fehlenden sach—

lichen Überprüfungsbefugnis des LSG habe dieses von der Aufhe-

bung der Leistungsbewilligung, wie sie in dem Bescheid vom

18. Juli 1980 idF des Widerspruchsbescheides vom “. September

1980 erfolgt sei, rechtsverbindlich auszugehen. Daraus folge

gemäß $ 50 Abs 1 SGB X das Recht der Beklagten zur Geltendmachung

der Rückforderung der überzahlten Beträge, ohne daß - anders als

in 5 152 Abs 1 Nr 1 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) aF - weitere

Voraussetzungen zu prüfen seien. Der Kläger sei danach zu einer

Erstattung der festgestellten Überzahlung verpflichtet.

Die Revision gegen dieses Urteil hat der erkennende Senat zuge—

lassen, soweit sich der Kläger gegen die Rückforderung von

1.228,51 DM wendet (Beschluß vom 20. März 1984 - 7 BAr

128/83 -).

Der Kläger rügt mit der Revision eine Verletzung des $ 152 AFG aF

und der Übergangsvorschriften des SGB X und trägt hierzu insbe-

sondere vor: Das Rückforderungsrecht der Beklagten richte sich

nicht, wie das LSG angenommen habe, nach S 50 SGB X, sondern nach

5 152 AFG aF. Das SGB X sei erst am 1. Januar 1981 in Kraft ge-

treten. Die zeitlich davorliegenden Fälle seien noch nach altem

Recht zu beurteilen. Das angefochtene Urteil beruhe auf diesem

falschen Ausgangspunkt. Das LSG habe nämlich nicht geprüft, ob

die weiteren Rückforderungsvoraussetzungen des $ 152 AFG aF ge-

geben seien.
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Der Kläger beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen und den Bescheid

der Beklagten vom 18. Juli 1980 in der Gestalt

des Widerspruchsbescheides vom 4‚ September 1980

insoweit aufzubeben, als 1.228,51 DM zurückgefordert

werden,

und hilfsweise,

die Sache zur anderweitigen Verhandlung an das

Berufungsgericht zurückzuverweisen‚

Die Beklagte stellt keinen Antrag„ Sie ist jedoch der Ansicht,

daß die Vorausset2ungen des % 152 Abs 1 Nr 1 AFG aF vorgelegen

hätten, wie das SG zutreffend angenommen habe.

II

Die Revision des Klägers ist begründet. Sie führt zur Aufhebung

des berufungsgericntlicnen Urteils und zur Zurückverweisung der

Sache an das LSG‚ soweit das Urteil der Überprüfung durch den

Senat unterliegt. Das ist nur hinsichtlich der Rückforderung von

1.228,51 DM und der auf dieser Rückforderung fußenden weiteren

Entscheidungen, nämlich der Überleitung des Anspruchs auf vorge—

zogenes Altersruhegeld in Höhe von 305,ü7 DM und der Einräumung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


von Ratenzahlungen der Fall, nicht dagegen hinsichtlich der

teilweisen Aufhebung der Alhi-Bewilligung für die Zeit vom

25. Oktober bis 31. Dezember 1979 und 3. bis 28. Januar 1980.

Das Urteil des LSG, das insoweit die Berufung des Klägers gegen

das die Klage abweisende Urteil des SG als unzulässig verworfen

hat, ist in diesem Punkte gemäß 5 160a Abs & Satz 4 SGG dadurch

rechtskräftig geworden, daß der Senat die Nichtzulassungsbe—

schwerde des Klägers durch den Beschluß vom 20. März 198U in—

soweit als unzulässig verworfen hat. Dementsprechend hat die Re-

vision sich auch darauf beschränkt, die Abweisung der Klage gegen

die Rückforderung von 1.228,51 DM zu beanstanden.

Das LSG hat nur den Bescheid vom 18. Juli 1980 idF des Wider-

spruchsbescheides vom ”. September 1980 als Gegenstand des Ver-

fahrens angesehen, nicht dagegen die nach der am 8. September

1980 erhobenen vorliegenden Klage ergangenen drei Widerspruchs-

bescheide vom 10. November 1980. Ob das LSG damit 5 96 Abs 1 SGG

verletzt hat, bleibt dahingestellt. Ein Verstoß gegen diese Vor-

schrift stellt noch keinen in der Revisionsinstanz fortwirkenden

und deshalb von Amts wegen zu beachtenden Verfahrensmangel dar;

das Revisionsgericht kann daher seine Entscheidung auf eine Ver—

letzung des % 96 Abs 1 SGG nur stützen, wenn der Revisionsführer

die Nichteinbeziehung der nach Klageerhebung ergangenen Verwal—

tungsakte innerhalb der Revisionsbegründungsfrist gerügt und be—

gründet hat (BSG 3028 1500 5 53 Nr 2). Das ist hier jedoch nicht

geschehen.

Das LSG hat angenommen, die Rechtmäßigkeit der Rückforderung der
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1.228,51 DM, die die Beklagte in dem angefochtenen Bescheid der

Sache nach und ausdrücklich in dem Widerspruchsbescheid auf 5 152

Abs 1 Nr 1 AFG in der bis zum 31. Dezember 1980 geltenden Fas—

sung gestützt hat, sei nach dem Inkrafttreten des & 50 SGB X am

1. Januar 1981 nach dieser Vorschrift zu beurteilen. Diesen

rechtlichen Ausgangspunkt beanstandet die Revision zu Recht. Er

widerspricht der Rechtsprechung des Senats (vgl BSGE 52, H7, “8 :

SozR ü100 5 117 Nr 7; SozR 1200 5 31 Nr 1; ferner die nicht ver-

öffentlichten Urteile vom 10. Dezember 1981 - 7 RAr 55/80 - und

vom 1ü. Juni 1983 - 7 RAr 62/82 -) und anderer Senate des Bun-

dessozialgerichts -BSG- (SozR 2200 5 1301 Nr 1H; Urteile vom

27. März 198“ — 5a RKn 2/83 — und vom 30. Mai 198ü - 5a RKn

3/84
-‚ beide zur Veröffentlichung vorgesehen).

Zwar sind nach Art II 5 37 Abs 1 des Gesetzes vom 18. August

1980 (BGBl I 1U69) bereits begonnene Verfahren nach den Vor—

schriften der mit diesem Gesetz eingeführten 55 1 bis 85 SGB X zu

Ende zu führen. Auf die Erwägung, daß mit dem Erlaß des Wider-

spruchsbescheides das Verwaltungsverfahren noch nicht zu Ende

geführt sei, läßt sich die Maßgeblichkeit des S 50 SGB X für

Rückforderungen in den Übergangsfällen aber nicht stützen, weil

sich aus 5 50 SGB X und Art II 5 “0 Abs 2 Satz 1 des genannten

Gesetzes das Gegenteil ergibt. Die Erstattungsvorschrift des 5 50

Abs 1 SGB X bezieht sich nämlich nur auf Aufhebungen nach den

58 MMbis “9 SGBX. Diese Vorschriften sind aber nach Art II @HO

Abs 2 Satz 1 des Gesetzes vom 18. August 1980 erstmals anzu—

wenden, wenn nach dem 31. Dezember 1980 ein Verwaltungsakt auf-

gehoben wird. Dies hat nicht nur zur Folge, daß die Rechtmäßig-
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keit einer vor dem 1. Januar 1981 erfolgten Aufhebung einer

Leistungsbewilligung im Rahmen einer Anfechtungsklage nach dem

bisherigen Recht zu beurteilen bleibt (vgl BSG SozR 1300 5 H5

Nr 1; SozR 5866 5 12 Nr 6); vielmehr ergibt sich hieraus auch,

daß die Rechtmäßigkeit der vor dem 1. Januar 1981 erlassenen

Rückforderungsbescheide nicht nachträglich auf 5 50 SGB X ge-

stützt werden kann (BSG SozR 2200 5 1301 Nr 1M; SozR 1200 5 31

Nr 1). Ob dagegen neues Recht anzuwenden ist, wenn mit der (kom-

binierten Anfechtungs- und) Leistungs— oder Verpflichtungsklage

geltend gemacht wird, ein bestandskräftig gewordener Bescheid sei

wegen anfänglicher oder zwischenzeitlich eingetretener Rechts—

widrigkeit aufzuheben, ist hier nicht zu entscheiden. Der Senat

weicht daher von den Entscheidungen BSGE 53, 235 : SozR 1300 5 48

Nr 2 und BSGE 5“, 223 : SozR 1300 5 “4 Nr 3, auf die das LSG

Bezug genommen hat, nicht ab. Ebenso besteht keine Abweichung zu

dem vom LSG ferner erwähnten Urteil des N. Senats vom 16. Sep-

tember 1981 — H RJ 63/80 - USK 81202. Dieses Urteil betrifft

nicht die Geltung der 55 UH bis 50 SGB X, sondern die der Ände—

rung des 5 51 SGB I durch das Gesetz vom 18. August 1980; auch

der “. Senat vertritt die Ansicht, daß Rückforderungsbescheide

nicht nachträglich auf 5 50 SGB X gestützt werden können (SozR

2200 5 1301 Nr 1”).

Ob die Rückforderung der 1.228,51 DM gerechtfertigt ist, ist

daher nach 5 152 AFG in der bis zum 31. Dezember 1980 geltenden

ursprünglichen Fassung vom 25. Juni 1969 (BGBl I 582) zu beur—

teilen. Danach ist, soweit eine Entscheidung, durch die Lei-

stungen nach dem AFG bewilligt worden sind, aufgehoben worden
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ist,
die Leistung insoweit zurückzuzahlen, als der Empfänger die

Gewährung dadurch herbeigeführt hat, daß er vorsätzlich oder grob

fahrlässig falsche oder unvollständige Angaben gemacht oder eine

Anzeige nach 5 1M8 Abs 1 AFG vorsätzlich oder grob fahrlässig

unterlassen hat (Nr 1) oder der Empfänger wußte oder infolge

grober Fahrlässigkeit nicht wußte, daß die Voraussetzungen für

die Leistung nicht vorlagen (Nr 2). Ob einer dieser beiden Rück-

forderungstatbestände vorliegt, die nach dem Sachverhalt für die

Überzahlungen für die Zeit bis zum 31. Dezember 1979 allein und

für die Überzahlungen für Januar 1980 jedenfalls solange aus-

schließlich in Betracht kommen, als die Klage gegen die Aufhebung

der Alhi-Bewilligung ab 1. Januar 1980 wegen Zuerkennung des

Altersruhegeldes nicht rechtskräftig abgewiesen bzw die Aufhebung

von der über die Rückforderung entscheidenden Instanz nicht be-

stätigt werden ist, hat das LSG nicht geprüft, wozu es von seinem

Rechtsstandpunkt aus auch nicht veranlaßt war. Es fehlen daher

tatsächliche Feststellungen, die dem Senat eine Bestätigung der

Rückforderung der 1.228,51 DM erlauben; damit ist auch eine Be—

stätigung der weiteren Entscheidungen nicht möglich, die auf der’

Rückforderung beruhen.

Die Revision ist daher begründet. Sie führt zur Zurückverweisung

der Sache an das LSG, soweit dieses die Berufung als unbegründet

zurückgewiesen hat. Eine abschließende Entscheidung ist dem Senat

auch insoweit nicht möglich, als die Beklagte mit dem Wider-

spruchsbescheid für die Zeit vom 25. Oktober bis 31. Dezember

1979 neben den 627,95 DM weitere 255,97 DM zurückgefordert hat.

Die Beklagte ist hieran nicht schon durch ein Verbot der refor-
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matio in peius gehindert gewesen.

Die Frage, ob im Widerspruchsverfahren eine Änderung der ange—

fochtenen Verwaltungsentscheidung zum Nachteil des den Rechtsbe—

helf einlegenden Verfahrensbeteiligten zulässig ist, hat das SGG

nicht ausdrücklich geregelt. Bedenken gegen die Zulässigkeit

einer reformatio in peius werden allgemein zum einen aus dem

Vertrauensschutz des Widersprechenden auf die im angefochtenen

Verwaltungsakt enthaltene Begünstigung abgeleitet, zum anderen

aus der Sachbefugnis der Stelle, die den Widerspruchsbescheid zu

erlassen hat. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge—

richts ist eine reformatio in peius im Widerspruchsverfahren

durch die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung weder aus-

geschlossen noch geboten; ihre Zulässigkeit richte sich vielmehr

nach Maßgabe des jeweils anzuwendenden Rechts, vorrangig nach

positiv rechtlichen Spezialregelungen oder, wo solche fehlen,

nach den Grundsätzen über die Rücknahme und den Widerruf von

Verwaltungsakten (BVerwGE 51, 310, 313 f; 65, 313, 319). Auch den

Vorschriften des SGG über das Widerspruchsverfahren läßt sich ein

allgemeines Verbot der reformatio in peius nicht entnehmen.

Allerdings kommt sie insoweit nicht in Betracht, als die in dem

angefochtenen Verwaltungsakt enthaltene Begünstigung für die

Verwaltung mit der Zustellung bzw dem Zugang des Bescheides bin—

dend geworden ist und nicht zurückgenommen oder widerrufen werden

kann (vgl BSG SozR Nr UH zu 5 77 SGG; SozR 1200 5 3“ Nr 8;

BSGE 53, 28h); denn ist die den Verwaltungsakt erlassende Behörde

nicht zur Rücknahme bzw zum Widerruf berechtigt, so kann im all—

gemeinen auch der Widerspruchstelle ein solches Recht nicht zu-
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stehen (BSGE 53, 28H‚ 288). Ist es aber die Bindungswirkung des

Verwaltungsaktes, die einer Verschlechterung des Verwaltungsaktes

während des Widerspruchsverfahrens entgegensteht, so muß folge—

richtig jedenfalls dann, wenn die Verwaltung berechtigt ist,

einen begünstigenden Verwaltungsakt zurückzunehmen oder zu wi-

derrufen oder einen belastenden Verwaltungsakt zu verschärfen,

auch während des Widerspruchsverfahrens eine solche Verschlech-

terung möglich sein (Peters/Sautter/Wolff, Komm zum SGG, 5 78

Anm 6 aE; Meyer—Ladewig, Kommzum SGG, 2. Aufl 1981, 5 85

RdNr 5). Dies hat für das bis zum 31. Dezember 1980 geltende und

hier noch maßgebende Recht zur Folge, daß die Beklagte berechtigt

war, während des Widerspruchsverfahrens über einen Aufhebungs-

und Rückforderungsbescheid weitere Aufhebungen und Rückforde—

rungen auszusprechen, sofern die Voraussetzungen der 55 151 f AFG

aF gegeben waren. Wie das BSG wiederholt zum Ausdruck gebracht

hat, kannte das AFG einen Vertrauensschutz in die Bestandskraft

von Bescheiden nicht (BSGE 38, 63, 68 : SozR ü100 5 151 Nr 1;

BSGE H1, 260, 261 : SozR H100 5 151 Nr 3; BSGE H1, 263, 266 :

SozR 4460 5 23 Nr 2; BSGE H8, 33, 37 : SozR “100 5 NH Nr 19;

SozR H100 $ 78 Nr 3). Lediglich die Rückforderung von Leistungen

schloß das AFG aus, wo Gesichtspunkte des Vertrauensschutzes dies

geboten.

Bedenken ergeben sich ferner nicht deswegen, weil etwa die Wi—

derspruchstelle nicht die erforderliche Sachbefugnis hatte. Die-

ses Problem stellt sich im vorliegenden Falle schon deshalb

nicht, weil nach Nr 1 des Beschlusses des Verwaltungsrates der

Beklagten gemäß 5 85 Abs 2 Nr 3 SGG idF der Bekanntmachung vom
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27, Februar 1975 (ANBA 1975, 425) Widerspruchstelle der Leiter

der Dienststelle ist, die den angefochtenen Verwaltungsakt er-

lassen hat° Entsprechend hatte hier der Leiter des Arbeitsamtes

zu entscheiden, in dessen Vertretung der Widerspruchsbescheid

auch ergangen ist. Der Direktor des Arbeitsamtes ist aber für

Entscheidungen dieser Art auch als Ausgangsbehörde zuständig, wie

sich aus 5 1H6 AFG ergibt. Zwar hat die Beklagte für den Fall,

daß die Überprüfung aufgrund eines Widerspruches zu einem für den

Widersprechenden ungünstigeren Ergebnis führt, durch Runderlaß

angeordnet, den angefochtenen Verwaltungsakt nicht durch Wider-

spruchsbescheid zu Ungunsten des Widersprechenden zu ändern,

sondern zunächst außerhalb des Vorverfahrens einen neuen Verwal-

tungsakt zu setzen, der dann gemäß 5 86 Abs 1 SGG Gegenstand des

Vorverfahrens wird (Nr 66 des RdErl 233/56.4.7 in der derzeit

geltenden Fassung); jedoch ist dieses in vielen Fällen umständ-

liche Verfahren von Gesetzes wegen nicht geboten. Aus der Nicht-

beachtung der genannten Verwaltungsvorschrift läßt sich daher die

Rechtswidrigkeit der Rückforderung der weiteren 255,97 DM nicht

begründen. Der Kläger ist nach den Feststellungen des LSG zu der

Rückforderung wegen Nichtangabe der Einkünfte seiner Ehefrau ge-

hört worden. Einer erneuten Anhörung zu diesem Sachverhalt be—

durfte es daher vor Erlaß des Widerspruchsbescheides nicht.

Ist somit nach den bisher getroffenen Feststellungen für die

Rechtmäßigkeit der Rückforderung und der auf die Rückforderung

fußenden Überleitung und Stundung von Bedeutung, ob die besonde-

ren Rückforderungsvoraussetzungen des 5 152 AFG aF vorliegen, muß

das angefochtene Urteil in Ermangelung der erforderlichen tat-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..14-

sächlichen Feststellungen gemäß 5 170 Abs 2 800 in dem geschil—

derten Umfange aufgehoben und die Sache an das LSG zurückverwie-

sen werden, damit dieses die erforderlichen Feststellungen nach-

holen kann.

Es wird sich für das LSG empfehlen, eine erneute Entscheidung

erst zu treffen, wenn über die Klagen S 13 Ar 272 - 27H/80

rechtskräftig entschieden ist, das LSG über die entsprechenden

Klagebegehren entschieden hat oder jedenfalls gleichzeitig ent-

scheiden kann; denn sollte, wie der Kläger geltend macht, sowohl

für den ersten Bewilligungsabschnitt vom 9. Dezember 1978 bis

3. Dezember 1979 (S 13 Ar 272/80) als auch für die Zeit ab

”. Dezember 1979 (S 13 Ar 273/80) von einem höheren wöchentli—

chen Arbeitsentgelt auszugehen sein, wird sich der Rückforde-

rungsbetrag, wie ihn die Beklagte mit dem Widerspruchsbescheid

vom “. September 1980 festgesetzt hat, mindern. Ebenso ist für

die Frage, ob die Beklagte 3uü,59 DM an für die Zeit vom 3. bis

28. Januar 1980 gewährter Alhi durch den Bescheid vom 18. Juli

1980 idF des Widerspruchsbescheides vom 4. September 1980 zu-

rückfordern kann, die Rechtmäßigkeit der schon mit Bescheid vom

ü. Juni 1980 in der Gestalt des 3. Widerspruchsbescheides vom

10. November 1980 ausgesprochenen Rückforderung von 4.002,47 DM

(S 13 Ar 279/80) vorgreiflich; denn auch mit den u.ooz‚u7 DM wird

für die Zeit vom 3. bis 28. Januar 1980 gewährte Alhi zurück-

gefordert. Insoweit wird darauf hingewiesen, daß die Beklagte für

die Zeit vom 3. bis 28. Januar 1980 insgesamt nicht mehr zu-

rückfordern kann, als sie für diese Zeit geleistet hat. Es dürfte

auch nicht zu rechtfertigen sein, einen bescheidmäßig zurückge-
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forderten Betrag ein zweites Mal bescheidmäßig zurückzufordern,

selbst wenn inzwischen eine zweite Anspruchsgrundlage für die

Rückforderung erwachsen ist.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

